SITZUNGSVORLAGE

Betreff:

LANDESHAUPTSTADT

PN

I
WIESBADEN

o

Nr.l1 9-V-14-0003

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) 1/14

Gesamtabschluss zum 31.12.2017 der LHW - Entlastung

Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss

Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich "
Kémmerei reine Personalvorlage | = s.unten &
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich i
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich {
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich {
- der HGO nicht erforderlich erforderlich "
StraRenverkehrsbehérde nicht erforderlich ® erforderlich &
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich "
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich "
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich {
Kommission nicht erforderlich erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich "
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich {
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fr Magistratsmitglieder L]
iLanst(\:lslrjgrsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich (e nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernent

Gert-Uwe Mende

Oberburgermeister

Vermerk KAmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich
[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz

[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden, .10.2019

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] griin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfligte Ausgaben (lIst): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. - (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung k(i):tgn Bedairrfépllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Beschluss lber den gepriften Gesamtabschluss zum 31.12.2017 der Landeshauptstadt
Wiesbaden sowie Entlastung des Magistrats gemaf § 114 HGO fiur das Haushaltsjahr.

Anlagen:
¢ Prifbericht der Revision zum Gesamtabschluss des HHJ 2017 der LHW

e Gesamtabschlussbericht des HHJ 2017 der LHW

C Beschlussvorschlag:

Der vorliegende Gesamtabschluss fir das Gemeinwesen Stadt mit der Kernverwaltung und den
stadtischen Aufgabentragern (Eigenbetriebe und Gesellschaften) zeigt die gesamte
(Wirtschafts-) Leistung der Landeshauptstadt in konsolidierter Form.

Der Gesamtabschluss des HHJ 2017 weist eine Bilanzsumme von 4.690.290.422,93 € aus. Die
Bilanzsumme hat sich im Vergleich zum Vorjahr erhéht. Die zusammengefasste
Ergebnisrechnung schlief3t mit einem Jahrestberschuss in Hohe von 105.574.049,18 € ab. Das
Ergebnis des Vorjahres konnte verbessert werden.

Auf der Grundlage der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse und der Einschétzung der
bilanziellen Auswirkungen der von uns berichteten Prifungsfeststellungen entspricht der
Gesamtabschluss den gemeindehaushaltsrechtlichen, landesrechtlichen und den erganzenden
handelsrechtlichen  Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsatze
ordnungsmaRiger Buchfilhrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermobgens-, Finanz- und Ertragslage der LHW.

Der Konsolidierungsbericht steht in Einklang mit dem konsolidierten Gesamtabschluss, ent-
spricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
LHW und stellt die Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar.

Dem Gesamtabschluss zum 31.12.2017 konnte ein uneingeschrénkter Bestatigungsvermerk
erteilt werden.

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en:

Dem Magistrat wird gemaf3 § 114 HGO die Entlastung fir den Gesamtabschluss des HHJ 2017
erteilt
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[1. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieSung von Geb&auden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 14. Oktober 2019
1402 2149 co

Gert-Uwe Mende
Oberburgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

